
Umsetzungsvereinbarung
Vereinbarung zur Umsetzung des Masterplans für das  

Universitätsgebiet „Im Neuenheimer Feld / Neckarbogen“ (INF)

zwischen

Land Baden-Württemberg, Stadt Heidelberg
und Universität Heidelberg

Präambel
(1) Mit dem Ziel, das Universitätsgebiet 
„Im Neuenheimer Feld“ (INF) als Wis-
senschafts- und Forschungsstandort 
von internationalem Rang zu sichern, 
weiterzuentwickeln und zukunftsfähig 
zu gestalten, führten die Partner auf 
Grundlage einer Rahmenvereinbarung 
und unter Beteiligung der Öffentlich-
keit das „Masterplanverfahren im Neu-
enheimer Feld / Neckarbogen“ durch. 
Mit der Entscheidung, dass die bei-
den Entwicklungsentwürfe Astoc und 
Höger gemeinsam den Masterplan 
bilden, wurde das Verfahren abge-
schlossen.

(2) Mit vorliegender Vereinbarung soll 
dieses Ziel gemeinsam weiterverfolgt 
und die erfolgreiche Zusammenarbeit 
fortgesetzt werden. Mit ihr verpflichten 
sich die Partner zur Umsetzung des 
Masterplans, ohne dass dadurch eine 
Verpflichtung zur Bebauung begrün-
det wird. Durch die gegenseitige Ver-
pflichtung zur gemeinsamen Umset-
zung bildet sie gleichzeitig einen 
Rahmen für die weitere Entwicklung 
auf dem Campus bis zur Schaffung 
neuen Planungsrechts. 
(3) Die Vereinbarung kann keine Be-
schlüsse des Landtages oder des Ge-
meinderats ersetzen, verändern oder 
aufheben. 

dem Land Baden-Württemberg, vertreten durch das Ministerium für Finanzen, vertreten durch Herrn 
Ministerialdirigent Prof. Kai Fischer, und das Ministerium für Wissenschaft, Forschung und Kunst, vertreten 
durch Herrn Ministerialdirigent Stefan Landerer

– nachfolgend einzeln als „Land“ bezeichnet –,

der Stadt Heidelberg, Marktplatz 10, 69117 Heidelberg, vertreten durch den Oberbürgermeister Herrn 
Prof. Dr. Eckart Würzner,

– nachfolgend einzeln als „Stadt“ bezeichnet –,

der Universität Heidelberg, Grabengasse 1, 69117 Heidelberg, vertreten durch die Rektorin Prof. Dr. 
Frauke Melchior,

– nachfolgend einzeln als „Universität“ bezeichnet –,

zusammen als „Partner“ bezeichnet. 

wird folgendes vereinbart:
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§ 1 – Übergeordnete Ziele
Die Partner verfolgen bei der Umsetzung des Master-
plans die übergeordneten Ziele gemäß Teil A Num-
mer 1 der „Rahmenvereinbarung – Zusammenarbeit 
bei der Erarbeitung eines Masterplans für das Uni-
versitätsgebiet „Im Neuenheimer Feld / Neckarbogen 
(INF)“ (Anlage 1) mit Ausnahme von Nummer 1 Ab-
satz 2 Satz 2 und 3 sowie Absatz 6 Satz 2, die sich auf 
die Verfahrensregeln des abgeschlossenen Master-
planverfahrens bezogen, weiter. 

§ 2 – Umsetzung des Masterplans
(1) Die Entwicklungsentwürfe Astoc und Höger bilden 

als Masterplan die Grundlage der Zusammenarbeit. 
Aus ihnen werden die Perspektiven für die gemein-
same Umsetzung abgeleitet.

(2) Der Betrachtungsraum für die Umsetzung des 
Masterplans entspricht dem Umgriff des Master-
planverfahrens und ergibt sich aus Anlage 2.

(3) Bei der weiteren baulichen Entwicklung des Be-
trachtungsraums sollen die in den Entwicklungs-
entwürfen vorgesehenen Qualitäten, wie z. B. die 
vorrangige Innenentwicklung, die Freiraumge-
staltung oder die angestrebte Quartiersbildung 
gemeinschaftlich weiterverfolgt werden.

(4) Die Stadt wird das Ziel der Schaffung einer zusätz-
lichen Bruttogrundfläche für Gebäude im Sinne des 
§ 2 Absatz 2 Landesbauordnung im Umfang von 
868.000 m² im Betrachtungsraum des Masterplan-
gebiets im Rahmen der Bauleitplanung umsetzen. 
Im Rahmen der Bauleitplanung sollen die dyna-
mischen Zielbedarfe der Nutzer und deren Inter-
esse, dass Nutzungen im Betrachtungsraum ver-
bleiben können, berücksichtigt werden. Land und 
Universität verpflichten sich, die Stadt fortlaufend 
über die tatsächlich gebaute Bruttogrundfläche 
sowie den voraussichtlichen zukünftigen Bedarf 
zu informieren, damit die Stadt dies im Rahmen 
der weiteren Bauleitplanung berücksichtigen kann.

(5) Zur besseren verkehrlichen Anbindung des Uni-
versitätsgebietes „Im Neuenheimer Feld“ soll als 
Ersatz für die nördliche Straße Im Neuenheimer 
Feld (nördlicher Ringabschnitt) die verkehrliche 
Anbindung für den KFZ-Verkehr (motorisierter 
Individualverkehr und Logistik) im Norden des 
Campus über eine neue Erschließungsstraße süd-
lich des Technologieparks erfolgen. Der öffentliche 
Personennahverkehr soll über einen inneren Stra-
ßenbahnring erfolgen. Die Entflechtung und zwin-
gende Phasierung von motorisiertem Individual-
verkehr und öffentlichem Personennahverkehr 
ermöglicht eine zusammenhängende und weit-
gehend beruhigte Campusmitte sowie die Stärkung 
der städtebaulichen und freiräumlichen Qualitäten. 

Bei der Planung und Umsetzung des inneren Stra-
ßenbahnrings müssen die technischen und logis-
tischen Anforderungen an einen Wissenschafts- 
und Klinikstandort (Erschütterungen, Emissionen, 
Geschwindigkeiten usw.) Berücksichtigung finden. 
Außerdem soll für eine westliche Anbindung (Rad- 
und Fußwegebrücke/Seilbahn) des Campus über 
den Neckar ein geeigneter und naturverträglicher 
Standort geprüft werden.

(6) Die Flächen im Hühnerstein sind baurechtlich 
entwickelt und werden nicht in Frage gestellt. Sie 
werden erst städtebaulich weiterentwickelt, wenn 
die funktionsabhängigen Verdichtungspotentiale 
im bestehenden Campus weitgehend ausgeschöpft 
sind.

(7) Die Universität Heidelberg und für das Land Baden-
Württemberg der Landesbetrieb Vermögen und 
Bau Amt Mannheim und Heidelberg unterstützen 
im Rahmen ihrer Zuständigkeit und ihrer verfüg-
baren Ressourcen die Stadt bei der Bearbeitung 
der im Rahmen der Umsetzung des Masterplans 
vertiefend zu behandelnden Themen.

§ 3 – Bauliche Entwicklung in der 
Umsetzungsphase
(1) Sofern zusätzlich zu dieser Vereinbarung der Ab-

schluss weiterer städtebaulicher oder sonstiger 
öffentlich-rechtlicher Verträge erforderlich wird, 
erklären sich die Partner bereit, beim Abschluss 
mitzuwirken. Eine Verpflichtung zum Abschluss 
solcher Verträge folgt hieraus nicht, die Partner 
sind aber bereit, zielgerichtet zu kooperieren und 
sich an Vertragsverhandlungen konstruktiv zu be-
teiligen.

(2) Das Land wird seine Grundstücke nach Maßgabe 
der Erfordernisse und Bedürfnisse sowie der ver-
fügbaren Finanzmittel bebauen. Bei der Stellung 
der Bauanträge werden die Vorschläge des Master-
plans sowie dessen Anpassung nach Satz 3 be-
rücksichtigt. Offen gelassene Detailfragen und Wi-
dersprüche in den Entwicklungsentwürfen nach § 2 
Absatz 1 sowie unterschiedliche Interpretationen 
der Vorschläge sollen von den Partnern einver-
nehmlich gelöst und notwendige Anpassungen 
an die tatsächliche Entwicklung sowie an die Er-
gebnisse insbesondere von Gutachten, Studien, 
Untersuchungen und Berichten einvernehmlich 
vorgenommen werden. Unter Beachtung der je-
weiligen Interessenslage sind die Partner bestrebt, 
sich möglichst zügig abzustimmen, insbesondere 
um verzögerungsbedingte Mehrkosten und -auf-
wand bei konkreten Bauvorhaben zu vermeiden. 
Bis zur Schaffung neuen Planungsrechts sollen für 
Bauvorhaben des Landes oder der mit der Uni-
versität verbundenen Einrichtungen oder sonstigen 



Forschungseinrichtungen Baugenehmigungen auf 
Grundlage des geltenden Baurechts und Befrei-
ungen von der Geschossflächenzahl auf der Basis 
des § 31 Absatz 2 Nummern 1 und 2 Baugesetz-
buch, soweit ermessensgerecht, erteilt werden. 
In ihr Ermessen wird die Baurechtsbehörde ein-
beziehen, dass im Masterplangebiet ein Zuwachs 
der Bruttogrundfläche im Umfang von 868.000 m² 
vorgesehen ist. 

§ 4 – Zusammenarbeit und Kosten
(1) Die Partner verpflichten sich weiterhin zu einer 

konstruktiven und vertrauensvollen Zusammen-
arbeit, die insbesondere auch die laufende ge-
genseitige und umfassende Information beinhaltet. 
Auch bezüglich der Zusammenarbeit bei der Um-
setzung des Masterplans im Übrigen gelten die 
Maßgaben des § 3 Absatz 2 Satz 3. Die Pflicht zur 
konstruktiven Zusammenarbeit bezieht sich für 
Stadt und Land auch auf die liegenschaftliche Um-
setzung.

(2) Die Partner schaffen geeignete Arbeitsstrukturen 
für die Umsetzungsphase des Masterplans, die 
kontinuierlich auf die sich ändernden Erfordernisse 
angepasst werden. 

(3) Die Öffentlichkeit wird gemäß den Leitlinien für mit-
gestaltende Bürgerbeteiligung der Stadt Heidelberg 
beteiligt. Sofern erforderlich, unterstützen Land 
und Universität die Stadt themenbezogen und 
raumbezogen bei der Durchführung der Bürger-
beteiligung unter Berücksichtigung der zur Ver-
fügung stehenden personellen und finanziellen 
Ressourcen.

(4) Die Partner gehen für die Umsetzung des Master-
plans derzeit von gemeinsam zu tragenden Kosten 
(vor allem für Untersuchungen, Studien, Gutachten 
und Berichte) in Höhe von 926.000 Euro aus. Die 
tatsächlichen Kosten werden innerhalb des Kosten-
rahmens nach Satz 1 wie in Anlage 3 dargestellt 
zwischen Stadt und Land aufgeteilt. In einer zu-

Anlagen

Anlage 1:
Rahmenvereinbarung – Zusammenarbeit bei der Erarbeitung eines Masterplans für das Universitätsgebiet 
„Im Neuenheimer Feld / Neckarbogen (INF)

Anlage 2:
Masterplan INF/Neckarbogen Umgriff Umsetzungsvereinbarung

Anlage 3
Kostenrahmen der Gutachten, Studien, Untersuchungen und Berichte 2023 bis 2027 zur Umsetzung der 
Ergebnisse des Masterplanverfahrens Im Neueneheimer Feld/Neckarbogen 

sätzlichen Abrechnungsvereinbarung wird das Ver-
fahren des Kostenausgleichs festgelegt. Wenn ab-
sehbar ist, dass die Kosten nach Satz 1 erheblich 
(d. h. über 20 % Mehrkosten) überschritten werden, 
weitere Aufträge erteilt werden sollen oder Kosten 
entstanden sind, die noch nicht in die Anlage 3 ein-
gegangen sind, verpflichten sich Stadt und Land, 
bezüglich des Ob und Wie der diesbezüglichen 
Kostentragung in Verhandlung zu treten und ge-
gebenenfalls eine gesonderte Vereinbarung zur 
weiteren Kostenbeteiligung zu schließen. Zusätz-
lich zu den von Stadt und Land gemeinsam zu tra-
genden Kosten nach Satz 1 werden für die Um-
setzung des Masterplanergebnisses und bis zur 
Schaffung neuen Baurechts weitere Kosten anfallen, 
die jeweils allein getragen werden, weil sie bei-
spielsweise vorwiegend der Stadt Heidelberg als 
Trägerin der Planungshoheit oder dem Land Baden-
Württemberg als Grundstückseigentümer zuge-
ordnet werden.  Teil B Nummer 6 Absatz 5 und 
Absatz 6 der „Rahmenvereinbarung – Zusammen-
arbeit bei der Erarbeitung eines Masterplans für 
das Universitätsgebiet „Im Neuenheimer Feld /  
Neckarbogen (INF)“ (Anlage 1) gilt sinngemäß auch 
im Rahmen dieser Vereinbarung.

(5) Beteiligungs- und Mitwirkungsrechte nach dem 
Baugesetzbuch sowie Rechtsschutzmöglichkeiten 
insbesondere nach der Verwaltungsgerichtsord-
nung in Ansehung der vorgenannten Bauleitpla-
nung für Land und Universität werden durch diese 
Vereinbarung sowie durch die Mitwirkung von 
Land und Universität am Verfahren zur Umsetzung 
des Masterplans nicht berührt.

§ 5 – Schlussbestimmungen
Teil C Nummer 8 Absatz 1, 2 und 3 Nummer 1, Absatz 
5 und 6, mit Ausnahme des Verweises auf Nummer 6 
Absatz 4, sowie die Nummern 9 ff. der „Rahmenverein-
barung – Zusammenarbeit bei der Erarbeitung eines 
Masterplans für das Universitätsgebiet „Im Neuen-
heimer Feld / Neckarbogen (INF)“ (Anlage 1) gelten 
sinngemäß auch im Rahmen dieser Vereinbarung.
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Ministerialdirigent Prof. Kai Fischer
Ministerium für Finanzen
Baden-Württemberg

Oberbürgermeister Prof. Dr. Eckart Würzner 
Stadt Heidelberg

Rektorin Prof. Dr. Frauke Melchior
Universität Heidelberg

Stuttgart, den Stuttgart, den 
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Ministerialdirigent Stefan Landerer
Ministerium für Wissenschaft, Forschung und Kunst 

Baden-Württemberg

Heidelberg, den Heidelberg, den 


